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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im Wahljahr stiessen die 1.-August-Ansprachen von Bundesräten und
Parteipräsidenten auf grössere mediale Resonanz. Dabei schlugen die Vertreter der
Parteien lautere Töne an und richteten ihre Festreden thematisch anders aus als die
Regierungsmitglieder. So warnte etwa SVP-Parteipräsident Toni Brunner vor der
Zuwanderung, die noch immer nicht gestoppt worden sei. SP-Präsident Christian Levrat
warf der SVP Polemik und Niveaulosigkeit vor und rief dazu auf, Menschen in Not
aufzunehmen. Christophe Darbellay - Präsident der CVP - warnte vor "Brandstiftern",
die Panik schürten, obwohl die Integration von Einwanderinnen und Einwandern trotz
einigen Problemen gut funktioniere. Auch BDP-Präsident Martin Landolt sprach sich für
eine Aufnahme von Zuflucht suchenden Menschen aus. Das seien nicht einfach
Wirtschaftsflüchtlinge, sondern Menschen, die per Geburt weniger privilegiert seien als
Schweizerinnen und Schweizer. 
Die Bundesrätinnen und Bundesräte betonten derweil eher die Europapolitik. In ihrer
Radioansprache und ihrer Festrede auf dem Rütli betonte Bundespräsidentin
Simonetta Sommaruga, dass die anstehenden Weichenstellungen mit Europa nur mit
einer lösungsorientierten politischen Kultur bewältigt werden könnten. Auch Eveline
Widmer-Schlumpf betonte bei ihrer Festrede in Titterten (BL), dass schrille Töne in der
Politik nicht zu Lösungen führten. Leider werde die Kultur des Ausgleichs von einigen
immer stärker aufs Spiel gesetzt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Zusammenarbeit
mit der EU wurde von Doris Leuthard in Ottenbach (ZH) und Zurzach (AG) betont. Als
einzige Magistratin sprach sie auch die Flüchtlingspolitik an: Die Schweiz könne im
Bewusstsein ihrer humanitären Tradition mehr tun als andere Länder. Die Wirtschaft
war Thema von Johann Schneider-Ammanns Rede. Auch der Wirtschaftsminister, der
ebenfalls im Kanton Basel-Landschaft, in Allschwil und in Windisch (AG), auftrat,
betonte dabei die Bedeutung der Zusammenarbeit mit Europa. Einer Stärkung des
inneren Zusammenhaltes redeten Didier Burkhalter (in Zürich und in Sumiswald, BE)
und Alain Berset (in Lindau, ZH) das Wort - Berset war der einzige Regierungsvertreter,
der zudem auch noch eine Ansprache in der Romandie hielt (in Sierre, VS): Die
Masseneinwanderungsinitiative scheine die Schweiz gespalten zu haben; trotz
wachsender kultureller Vielfalt müsse die Gesellschaft aber zusammengehalten werden.
Einzig Ueli Maurer warnte in Grosswangen (LU) und Nottwil (LU) vor einem engeren
Anschluss an die EU und lobte auch bezugnehmend auf die Geschichte der
Eidgenossenschaft den bewährten Weg der Unabhängigkeit. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2015
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Zur Umsetzung der parlamentarischen Initiative Marra (sp, VD) hatten die
eidgenössischen Räte im Herbst 2016 einerseits eine Änderung des
Bürgerrechtsgesetzes verabschiedet und andererseits einen Bundesbeschluss erlassen,
der die erleichterte Einbürgerung von Ausländerinnen und Ausländern der dritten
Generation in der Bundesverfassung verankert. Im Hinblick auf das auf den 12. Februar
2017 angesetzte obligatorische Referendum über die Verfassungsänderung gewann das
Thema im zu Ende gehenden Jahr 2016 auch in der öffentlichen Debatte langsam an
Präsenz. Mit Ausnahme der „Weltwoche“, die schon Anfang November das erste Mal
zum verbalen Zweihänder griff und die Linke bezichtigte, „sich von den vielen
Eingebürgerten viele linke Stimmen“ zu erhoffen, sowie die „Umwälzung der politischen
Entscheide, ja des ganzen politischen Erfolgsmodells der Schweiz“ befürchtete, liess
das Nein-Lager lange Zeit nichts von sich verlauten. Die erste SVP-Exponentin, die sich
in dieser Sache zu Wort meldete, war Nationalrätin Yvette Estermann (svp, LU); als
gebürtige Slowakin, die sich nach ihrer Heirat selbst erleichtert hatte einbürgern lassen,
sprach sie sich im „Blick“ allerdings für die erleichterte Einbürgerung der dritten
Generation aus. So war es denn auch das Befürworter-Komitee – eine breite Allianz aus
Vertreterinnen und Vertretern aller grossen Parteien ausser der SVP –, das unterstützt
von den Alt-Bundesrätinnen Ruth Dreifuss (sp, GE) und Eveline Widmer-Schlumpf (bdp,
GR) sowie Alt-Bundesrat Pascal Couchepin (fdp, VS) am 22. November 2016
medienwirksam den Abstimmungskampf eröffnete. Kurz darauf wurde aber bekannt,

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.2017
KARIN FRICK
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dass dem Pro-Komitee die finanziellen Mittel fehlten, um eine sichtbare
Inseratekampagne zu führen, da sich die Wirtschaftsverbände in dieser Frage nicht
engagierten. Neben der grossen Kontroverse um die Unternehmenssteuerreform III
fristete die Debatte um die erleichterte Einbürgerung somit ein Mauerblümchendasein.

Das laue Lüftchen gegen die Vorlage – hauptsächlich Argumente bezüglich
föderalistischer Bedenken oder mangelnden Handlungsbedarfs – wich Anfang 2017
jedoch schlagartig einem Wirbelsturm, der sich – für eine von SVP-Exponenten geführte
Kampagne nicht ganz untypisch – einmal mehr um ein Burka-Plakat drehte. „Die kennen
wir doch!“, übertitelte der „Blick“ einen Artikel, in dem er aufzeigte, dass das gleiche
Sujet bereits bei den Kampagnen für das Minarettverbot und die
Masseneinwanderungsinitiative sowie bei der Unterschriftensammlung für das nationale
Verhüllungsverbot zum Einsatz gekommen war. Damit war die öffentliche Debatte
definitiv lanciert, wenn auch vielmehr jene über die Angemessenheit der Plakate als
jene über das inhaltliche Für und Wider der erleichterten Einbürgerung. Mit dem Motiv
hätten die Gegner das Thema völlig verfehlt, da es sich bei den betreffenden
Ausländerinnen und Ausländern der dritten Generation hauptsächlich um italienische,
spanische, portugiesische und türkische Staatsangehörige handle, empörte sich die
Unterstützerseite. Während Bundesrätin Simonetta Sommaruga der Gegenseite
fehlende Argumente unterstellte, verkündete Initiantin Ada Marra im Radio gar, dem-
oder derjenigen 2000 Franken zu bezahlen, der oder die ihr eine Burka tragende
Ausländerin der dritten Generation zeige. Im Internet sorgten die Plakate mit dem
„Burka-Schreckgespenst aus der Mottenkiste“ (BZ) derweil auch für Belustigung, indem
das Sujet in völlig andere Kontexte gesetzt, ad absurdum geführt und durch den Kakao
gezogen wurde. Selbst aus den Reihen der SVP ertönten kritische Stimmen zum
umstrittenen Plakat. Während SVP-Nationalrat Maximilian Reimann (svp, AG) das Sujet
als „nicht optimal“ bezeichnete, war es für Alex Kuprecht (svp, SZ) als Befürworter der
Vorlage schlicht „einige Niveaus zu tief“. Die Mitglieder des Pro-Komitees legten
daraufhin etwas Geld für eine eigene, kleine Plakatkampagne an einigen grossen
Bahnhöfen der Deutschschweiz zusammen. Nachdem die grosse Welle der Empörung
abgeebbt war, plätscherte der Abstimmungskampf wieder gemächlich vor sich hin.

Mit näher rückendem Abstimmungstermin richtete sich die Aufmerksamkeit nochmals
auf einen ganz anderen Aspekt der Abstimmung: das Ständemehr. Was das Volksmehr
betrifft, zeigten die letzten Umfragen eine eher klare Tendenz zu einem Ja, doch das
Ständemehr war bereits früheren Bestrebungen zur erleichterten Einbürgerung zum
Verhängnis geworden (insb. bei der Volksabstimmung vom 12. Juni 1994). Experten
gingen davon aus, dass die Westschweizer Kantone und Zürich der Vorlage bei einem
Volksmehr mit grosser Wahrscheinlichkeit zustimmen würden, während die meisten
Zentral- und Ostschweizer Kantone – traditionell skeptisch in Ausländerfragen – eher
zur Ablehnung der Vorlage neigen sollten. Den entscheidenden Ausschlag erwarteten
sie von den als „Swing States“ bezeichneten Kantonen Basel-Landschaft, Graubünden,
Luzern, Solothurn, Wallis und Zug. Dies sind zugleich jene Kantone, die die
Einbürgerung der dritten Ausländergeneration im Jahr 2004 mit weniger als 60% Nein-
Stimmen abgelehnt hatten. Angesichts der aktuellen, weniger radikalen Reform, die im
Gegensatz zu jener von 2004 insbesondere keinen Automatismus vorsieht, ist es
durchaus denkbar, dass einige der „Swing States“ nun ins andere Lager wechseln. 2

Grundrechte

Am Tag nach der Annahme der Burka-Initiative im Tessin liess das Egerkinger Komitee,
welches einst erfolgreich die Minarett-Initiative lanciert hatte, verlauten, dass eine
ähnlich formulierte, nationale Volksinitiative zur Unterschriftensammlung bereitstünde.
Möglich also, dass das Anliegen nach dem Scheitern im Parlament den Weg über die
Volksrechte nehmen wird. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.09.2013
NADJA ACKERMANN

Frischen Wind in die gesellschaftliche Debatte ums nationale Verhüllungsverbot
brachte die grossmehrheitliche Zustimmung des St. Galler Stimmvolks zu einem
Verhüllungsverbot auf kantonaler Ebene im September 2018. Damit war St. Gallen nach
dem Tessin der zweite Kanton, in dem die Gesichtsverhüllung in der Öffentlichkeit
verboten wurde. Der Präsident des Initiativkomitees der nationalen Volksinitiative «Ja
zum Verhüllungsverbot», der Solothurner SVP-Nationalrat Walter Wobmann, deutete
die St. Galler Entscheidung als ein positives Zeichen für die bevorstehende Abstimmung
über das schweizweite Verhüllungsverbot. Bundespräsident Berset gab demgegenüber

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.02.2019
KARIN FRICK
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in der Presse zu Protokoll, man nehme das Resultat auf Kantonsebene zur Kenntnis,
aber auf nationaler Ebene sei die Debatte eine andere – dies wohl, weil die St. Galler
Bestimmung die Gesichtsverhüllung nur dann verbietet, wenn von ihr eine Gefährdung
für die öffentliche Sicherheit ausgeht.
Im Zuge der gleichzeitig laufenden Vernehmlassung zum Bundesgesetz über das
Gesichtsverhüllungsverbot, das vom Bundesrat als indirekter Gegenvorschlag zur
Volksinitiative aus der Taufe gehoben worden war, taten im Herbst 2018 zahlreiche
Akteure ihre Ansichten zur Burkafrage in den Medien kund. Unter den Parteien lehnten
neben der SVP – ihres Erachtens nehme der bundesrätliche Gegenvorschlag das
Anliegen der Initiative nicht ernst – auch die Grünen den indirekten Gegenvorschlag ab.
Sie betrachteten den Gegenvorschlag als unverhältnismässig und unnütz, da Nötigung
ohnehin bereits verboten sei und der Gegenvorschlag genauso wenig zu den Rechten
und zur Gleichberechtigung muslimischer Frauen beitrage wie die Initiative; letztlich
schürten beide Vorurteile gegen die muslimische Bevölkerung. Auf der anderen Seite
begrüsste die GLP den Vorschlag des Bundesrates vorbehaltlos. Die CVP und die FDP
unterstützten beide die Stossrichtung des Bundesrates, brachten aber
entgegengesetzte Vorbehalte zum Ausdruck. Während sich die CVP eine weitergehende
Regelung im Sinne eines auf Gesetzesebene verankerten, allgemeinen
Verhüllungsverbots wünschte, lehnte die FDP ein solches auf nationaler Ebene
kategorisch ab – dies liege in der Kompetenz der Kantone – und zweifelte generell am
Gesetzgebungsbedarf in dieser Frage, da es sich bei der Burka in der Schweiz um eine
marginale Erscheinung handle. Für gut befand die FDP jedoch die klaren Regeln zum
Behördenkontakt. Dieser Teil des bundesrätlichen Vorschlags war – neben der
Feststellung, es sei richtig, der Initiative überhaupt mit einem indirekten
Gegenvorschlag entgegenzutreten – auch der einzige Punkt, den die SP mehr oder
weniger einhellig unterstützte. In allem, was darüber hinausging, zeigten sich die
Sozialdemokraten gespalten. Der Waadtländer Nationalrat Pierre-Yves Maillard, der sich
schon zuvor als Burka-Gegner zu erkennen gegeben hatte, fand in seiner Partei rund 40
Mitstreiterinnen und Mitstreiter, die ein Verbot der Burka in der Schweiz
befürworteten, wenn auch nicht in der Bundesverfassung, sondern auf Gesetzesstufe.
Sein Lausanner Parteikollege Benoît Gaillard bezeichnete die Burka als eine religiöse
Praxis, die der Gleichstellung von Mann und Frau, den Menschenrechten und den
Fundamenten der Demokratie zuwiderlaufe. Man dürfe nicht ein Jahrhundert des
Kampfes für die Gleichstellung der Geschlechter der Toleranz gegenüber einer
religiösen Minderheit opfern, denn der Gesichtsschleier beraube die Frauen ihrer
öffentlichen Existenz, was nicht mit der Schweizer Bürgerschaft vereinbar sei. Der
bundesrätliche Gegenvorschlag tauge demnach gemäss Maillard nicht, um den Erfolg
der Initiative zu verhindern. Ebenfalls für ein Burkaverbot auf Gesetzesstufe sprach sich
die Waadtländer Ständerätin Géraldine Savary aus; sie sah den Vorschlag des
Bundesrates als geeigneten Ausgangspunkt für die entsprechende parlamentarische
Debatte. Mit einer rein parlamentarischen Lösung, hoffte sie, könnte die Abstimmung
über die Volksinitiative verhindert und der Abstimmungskampf vermieden werden, der
die muslimische Bevölkerung stigmatisieren und die Frauen «als Geiseln nehmen»
werde, wie sie der «Tribune de Genève» erklärte. Eine andere Ansicht vertrat hingegen
beispielsweise der Genfer Nationalrat Carlo Sommaruga, der den Gegenvorschlag
genügend überzeugend fand, um den zögernden Teil der Wählerschaft zu gewinnen. Er
erlaube die Bestrafung von Nötigung und lasse gleichzeitig den Frauen, die sich aus
freien Stücken verschleiern wollten, die Wahl; allen unsere Vorstellung von Gleichheit
aufzuzwingen wäre hingegen Ausdruck eines «kolonialen Feminismus», wie Sommaruga
von «Le Temps» zitiert wurde.
Von den insgesamt 69 eingegangenen Stellungnahmen qualifizierte der Ergebnisbericht
zur Vernehmlassung rund zwei Drittel, mehrheitlich mit Vorbehalten, als befürwortend
und ein Drittel als ablehnend. Neben der SVP, den Grünen, der EVP, der EDU, dem
Egerkinger Komitee, der EKR, dem SGB und vier weiteren Organisationen lehnten
sowohl die KKJPD als auch sieben Kantone den bundesrätlichen Gegenvorschlag ab.
Ihrer Ansicht nach sollten die Kantone selbst über die Frage des Verhüllungsverbots
entscheiden können beziehungsweise bringe der Vorschlag des Bundesrates keinen
Mehrwert gegenüber dem geltenden Recht. Demgegenüber unterstützten die übrigen
Parteien der Bundesversammlung, 18 Kantone, verschiedene Frauen- und
Menschenrechtsorganisationen sowie u.a. die EKF, die SKG, der schweizerische
Tourismusverband und Hotelleriesuisse den Gegenvorschlag, wobei einige von ihnen
erklärten, dass dieser sogar noch weiter gehen dürfte. Positiv hervorgehoben wurde
von verschiedenen Teilnehmenden, dass der Gegenvorschlag die Autonomie der
Kantone wahre und so auch Rücksicht auf die Tourismusdestinationen nehme, dass er
Probleme gezielt dort löse, wo sie aufträten, und dass er klare und einfach anwendbare
Regeln enthalte. Der Bezug zur Initiative wurde unterschiedlich beurteilt. Während
einige die Ansicht vertraten, der Gegenvorschlag nehme das Anliegen der Initiative auf
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und beseitige deren unangemessene Punkte, sahen andere keine Vergleichbarkeit mit
der Initiative. Passend zum Tenor der Vernehmlassungsergebnisse resümierte der
Tages-Anzeiger, der Vorschlag des Bundesrates sei «umstritten, aber nicht
chancenlos». 4

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Wie schmal der Grad zwischen öffentlichem Interesse und dem Schutz der
Persönlichkeit ist, zeigt sich jeweils dann, wenn Medien über das Privatleben von
Politikerinnen und Politikern berichten. Im Fall der Verurteilung eines Sohnes von
Bundesrat Ueli Maurer wurde in den Medien allerdings nicht nur öffentliches Interesse
reklamiert, sondern auch darauf hingewiesen, dass gerade bei Vertretern der SVP, die
gegen die «Kuscheljustiz» und für «Strafverschärfungen» weible, besonders genau
hingeschaut werden müsse. Das öffentliche Interesse wurde  auch damit begründet,
dass in diesem Fall die judikative Unabhängigkeit bewiesen werden müsse. 
Was war geschehen? Ende 2017 machte der «Zürcher Oberländer» publik, dass einer
der Söhne von Ueli Maurer vor Gericht erscheinen müsse, weil er zwei Jahre zuvor unter
Alkoholeinfluss einen Autounfall verursacht habe. Die Sonntagszeitung nahm den Fall
auf und vermutete, dass es noch weitere Delikte geben müsse, die dem Sohn
angekreidet würden – die Anklageschrift werde allerdings nicht zugänglich gemacht,
erklärte die Zeitung. Mehr noch, die Verteidigung habe beantragt, den Prozess unter
Ausschluss der Öffentlichkeit durchzuführen, um die Persönlichkeit des Mandanten zu
schützen. Der Entscheid vom Bezirksgericht Hinwil, die Medien, nicht aber die
Öffentlichkeit zum abgekürzten Prozess zuzulassen, wurde vom Anwalt von Maurers
Sohn zwar weitergezogen, vom Obergericht und schliesslich vom Bundesgericht Ende
Mai 2018 aber bestätigt. Gerade wenn der Sohn eines Bundesrats vor Gericht stehe,
bestehe ein gewichtiges öffentliches Interesse. Als Beschuldigter habe der Angeklagte
die mit einer öffentlichen Verhandlung verbundenen psychischen Belastungen
hinzunehmen. Dem Persönlichkeitsschutz solle aber Rechnung getragen werden, indem
die Veröffentlichung von Vorname, Alter, Wohnort und Fotos verboten würden – so das
Urteil des letztinstanzlichen Gerichts.
Mitte Oktober 2018 fand schliesslich der Prozess statt und die Medien erhielten erst
dann die Anklageschrift. Neben dem Autounfall wurde der Sohn von Ueli Maurer wegen
Raub und versuchter Erpressung – Maurers Sohn hatte zusammen mit einem Kollegen
einen Mann ausgeraubt –, Sachbeschädigung, versuchter Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte, mehrfacher Beschimpfung und Hinderung einer Amtshandlung
– bei seiner Verhaftung soll sich der junge Mann widersetzt haben – zu einer bedingten
Freiheitsstrafe von 16 Monaten verurteilt. Während der Befragung gab der junge Mann
bekannt, stark unter dem Druck gelitten zu haben, der mit der schweizweiten
Prominenz seines Vaters einhergehe. Er sei oft fertig gemacht und beleidigt worden.
Weil die Anklage medial ausgeschlachtet worden sei, habe er zudem seine Arbeitsstelle
verloren und die damit zusammenhängende Weiterbildung abbrechen müssen. 
Die Medien kommentierten den Fall unterschiedlich. Während in der Weltwoche
(7.12.17) von «Schmuddelpresse und Sippenhaft» die Rede war, beleuchtete die BaZ
(23.5.18) das Schicksal der Kinder von Bundesräten. Sie müssten sich erklären, obwohl
sie es nicht wollten, oder wollten sich erklären, weil sie glaubten, es tun zu müssen. In
seiner Kolumne in der Weltwoche (25.10.18) lobte Peter Bodenmann (VS, sp) die Justiz,
die hart geblieben sei, fragte aber rhetorisch, wie die Volkspartei wohl reagiert hätte,
wenn «Maurer Junior» Kosovo-Albaner gewesen und der beraubte Mann der ehemalige
SVP-Nationalrat Hans Fehr gewesen wäre. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.10.2018
MARC BÜHLMANN
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Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Regierungsparteien versuchten im Wahlkampf, auch möglichst viele Rentnerinnen
und Rentner anzusprechen und zugunsten ihrer Parteien zu mobilisieren. Dabei spielte
die Diskussion um die 10. AHV-Revision eine nicht unwesentliche Rolle. Kurz vor den
Wahlen warfen sich FDP, SP und CVP gegenseitig vor, eine rasche finanzielle
Besserstellung der Rentner verhindert zu haben. Aus der VOX-Analyse im Anschluss an
die Wahlen ging unter anderem hervor, dass die FDP von allen Parteien den grössten
Teil dieser Personengruppe mobilisieren konnte.

In den Augen vieler Wahlbeobachter spielten auch die Mutmassungen über eine vom
Bundesrat geplante Benzinzollerhöhung von 25 bis 35 Rappen pro Liter, welche
während den Sommermonaten diskutiert wurde und in der letzten Woche vor den
Wahlen durch die Presse an die Öffentlichkeit gelangte, eine wichtige Rolle in der
Meinungsbildung vieler, zu jenem Zeitpunkt noch unentschlossener Wählerinnen und
Wähler. Ein direkter Zusammenhang zwischen dem Erfolg der AP sowie der Lega dei
Ticinesi einerseits und der durch gewisse Medien geschürten Angst vor einer massiven
Benzinpreiserhöhung andererseits liess sich in der VOX-Umfrage nicht nachweisen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Ein besonderes Problem stellt sich bezüglich der ersten grossen Einwanderungswelle
der 50er und 60er Jahre; als junge, kräftige, aber meist unqualifizierte Männer und
Frauen übernahmen diese – vorwiegend aus Italien stammenden – Immigranten damals
die körperlich harten und schlecht bezahlten Arbeiten, welche die Schweizer mieden.
Heute sind diese Personen im Pensionsalter, haben häufig gesundheitliche Probleme
und beziehen deutlich tiefere Renten als die Schweizer, da sie nicht nur geringere
Einkommen hatten, sondern häufig auch Beitragslücken aufweisen. Ursprünglich hatte
man damit gerechnet, dass diese Menschen im Alter in ihre Heimat zurückkehren
würden. Nun zeigte sich, dass gewisse Eigenheiten des schweizerischen
Sozialversicherungssystems diese Rückkehr mehr behindern denn ermutigen. Der
Anspruch auf Ergänzungsleistungen (EL) beispielsweise erlischt mit der Ausreise und
kann bei einer späteren neuerlichen Einreise nicht wieder aktiviert werden. Der
Direktor des Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV), Otto Piller, regte deshalb an,
dass eine einmalige zehnjährige Wohnsitzdauer generell für den Bezug von EL
ausreichen sollte. Eine weitere Schwierigkeit besteht in der obligatorischen
Krankengrundversicherung. Bei einer definitiven Ausreise fällt deren Schutz dahin; der
Beitritt zu einer ausländischen Kasse ist aber nicht in jedem Fall ohne weiteres möglich.
Hier wird das bilaterale Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr eine
Erleichterung bringen, da es allen Betroffenen ermöglichen wird, auch im Ausland bei
einer schweizerischen Kasse versichert zu bleiben. In seinem Wunsch nach mehr
Solidarität mit diesen Menschen erinnerte der BSV-Direktor daran, dass die Lage der
AHV ohne die ausländischen Versicherten um einiges schwieriger wäre, als sie ohnehin
ist. Heute sind die ausländischen Arbeitskräfte Netto-Zahler: sie kommen für einen
Viertel der Beiträge auf, beziehen aber aufgrund ihrer Altersstruktur nur 13% der
Leistungen. Erst in rund 20 Jahren werden sich Beitragszahlung und Leistungsbezug
annähern [26]. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.10.1999
MARIANNE BENTELI
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

In Ergänzung früherer Beschlüsse verabschiedete die Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektoren neue Empfehlungen zur Schulung fremdsprachiger Kinder und
Jugendlicher, die im Mittel 16 bis 17%, in manchen Kantonen gar 30% der Schüler
ausmachen. Die EDK betonte dabei besonders den Anspruch aller ausländischer Kinder,
auch der illegal anwesenden, auf Bildung und auf gleichberechtigte Integration.
Lehrmittel und Stundenpläne sollen inskünftig vermehrt auf den interkulturellen
Unterricht abgestimmt und mindestens zwei Stunden pro Woche für die Sprache und
Kultur des Herkunftslandes reserviert werden. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.07.1991
MARIANNE BENTELI

Unter der Leitung des neuen Präsidenten der Eidgenössischen Kommission für
Ausländerfragen, Nationalrat Fulvio Caccia (cvp, TI), diskutierten Ende August über 100
Teilnehmer – Vertreter von Bundesbehörden, Ausländerorganisationen und
Ausländerdienststellen – in Bellinzona an einer ersten nationalen Konferenz über die
inskünftige Ausländerarbeit und die dazu notwendigen Mittel. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.08.1991
MARIANNE BENTELI

Anfangs Jahr wurde eine politische breit abgestützte Initiativgruppe "CH 701"
gegründet, welche sich zum Ziel setzt, durch Aufklärung und aktive Konfliktbewältigung
das Zusammenleben der einheimischen Bevölkerung mit Menschen aus fremden
Kulturkreisen zu verbessern. Die Gruppe – im Lauf des Jahres als Verein unter dem
Präsidium von Ständerätin Rosemarie Simmen (cvp, SO) etabliert – will die konstruktive
Auseinandersetzung um Werte und Lebensformen einer multikulturellen Gesellschaft in
Gang und besonders auch deren soziale Vernetzung zur Sprache bringen. Adressaten
der Bemühungen sind sowohl Ausländer – besonders Asylbewerber aus
aussereuropäischen Ländern – wie Einheimische, die in "Frontsituationen" vielfach
überfordert sind. Zum Mitmachen aufgefordert wurden in erster Linie Vereine –
insbesondere Quartiervereine –, Kirchgemeinden, Firmen, Kommunalverwaltungen und
Gewerkschaften. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.01.1992
MARIANNE BENTELI

An einer Arbeitstagung, welche die Eidg. Kommission für Ausländerprobleme zusammen
mit dem Biga durchführte, wurde die Bedeutung der 1990 vom Bund lancierten
Weiterbildungsoffensive speziell für ausländische Arbeitskräfte dargelegt und bisher
bewilligte ausländerspezifische Projekte vorgestellt. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1992
MARIANNE BENTELI

Beim 4. Interkulturellen Forum der Schweizerischen Akademie für Entwicklung (SAD)
hatten die ausländischen Jugendlichen der zweiten Generation die Gelegenheit, ihre
Probleme zu diskutieren und Forderungen auszusprechen. Dabei zeigte sich, dass es
schwierig ist, für eine so heterogene Gruppe allgemeingültige Rezepte zu formulieren.
Generell konnte bei den Jugendlichen ein Identitätsproblem ausgemacht werden, das
sich auf zweierlei Arten artikuliert: Einerseits besteht der Druck, sich den Verhältnissen
des Gastlandes anzupassen, andererseits das Bedürfnis, die Kultur des Heimatlandes
beizubehalten. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.11.1996
MARIANNE BENTELI

Die Erziehungsdirektorenkonferenz der Ostschweizer Kantone, auf deren Gebiet die
Forderung nach getrennten Klassen besonders häufig gestellt wird, will ebenfalls keine
Separierung von deutsch- und fremdsprachigen Schulkindern. Durch eine dauerhafte
Trennung würden die Integrationsprobleme auf die Zeit nach der Volksschule
verschoben. Hingegen sei die vorübergehende Differenzierung im Deutschunterricht
ein effektiv gangbarer Weg zur Vorbereitung der schulischen Integration. Sie hielt sich
dabei an die bereits mehrfach von der gesamtschweizerischen
Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) vorgebrachte Empfehlung, wonach alle in der
Schweiz lebenden fremdsprachigen Kinder in die Regelschule einzugliedern und
jegliche Diskriminierungen zu vermeiden seien. Die Integration müsse aber immer auch
das Recht des Kindes respektieren, gleichzeitig die Sprache und Kultur des
Heimatlandes zu pflegen. Aus diesem Grund gibt es seit mehreren Jahren in
verschiedenen Kantonen Lehrkräfte für heimatliche Sprache und Kultur (sogenannte
„HSK-Lehrer“). Dahinter steht der Gedanke, dass durch das Bewusstwerden der eigenen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.05.1999
MARIANNE BENTELI
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Wurzeln die Identitätsfindung unterstützt und damit die Integration erst möglich wird.
Diese Schulung versteht sich je nachdem auch als Beitrag zur Rückkehrhilfe. So wurden
in mehreren Kantonen und Gemeinden der Schweiz vorläufig aufgenommene
kosovarische Kinder in separaten Schulklassen auf Albanisch unterrichtet, gleichzeitig
aber auch mit den Grundzügen der im Umfeld gesprochenen Landesprache vertraut
gemacht. Damit soll vermieden werden, dass sie bei ihrer Rückkehr in die Heimat noch
durch zusätzliche schulische Defizite belastet werden; bei einem dauerndem
Aufenthalt in der Schweiz würde diese differenzierte Schulung den Übergang in eine
Regelklasse erleichtern. 13

Die Eidgenössische Kommission gegen Rassismus (EKR) sprach sich ebenfalls ganz
vehement gegen eine längerdauernde schulische Trennung von einheimischen und
ausländischen Kindern aus, da diese diskriminierend sei, die Ghettobildung fördere und
zu einer Apartheid-Gesellschaft führe. Getrennter Schulunterricht würde die
Integration der ausländischen Kinder erschweren und damit längerfristig auch das
friedliche Zusammenleben von Schweizern und Ausländern gefährden. Die EKR betonte,
sie nehme die Besorgnis vieler Eltern ernst, die Bildungschancen ihrer Kinder würden in
Schulklassen mit hohem Ausländeranteil beeinträchtigt. Doch gehe es nicht an,
deswegen eine willkürlich definierte Gruppe von Schulkindern zu benachteiligen;
anzustreben seien vielmehr Verbesserungen 
für alle. Dazu kann nach EKR auch ein pädagogisch begründeter und befristet
getrennter Unterricht gehören, so etwa die Integrationsklassen, in denen ausländische
Kinder intensiven Unterricht in der Landessprache erhalten, um dann nach spätestens
einem Jahr in die Regelklasse zu wechseln. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.08.1999
MARIANNE BENTELI

Wie bereits im Vorjahr angekündigt, gründeten Vertreter der wichtigsten
Ausländerkolonien im März ein Forum für die Integration von Migranten und
Migrantinnen. Es will einerseits Diskussionsplattform sein, andererseits zu einem
gewichtigen Gesprächspartner der Bundesbehörden und anderer Institutionen werden.
Die EKA übernahm den Betriebskredit des Forums für die ersten sechs Monate (rund
300 000 Fr.), will später aber höchstens einen Drittel beisteuern. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.03.2001
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

La décision de l’école secondaire de Therwil, dans le canton de Bâle-Ville, de dispenser
deux élèves de serrer la main de leur enseignante pour des motifs religieux a crée une
vague de réactions qui a balayé toute la Suisse.  Le Conseil fédéral, par l’intermédiaire
de la ministre de la justice Simonetta Sommaruga, a déclaré que « la poignée de main
faisait partie de notre culture ». Il estime ainsi que l’argument de la liberté de croyance
n’est pas suffisant. Du côté de la Conférence des directeurs cantonaux de l’instruction
publique (CDIP), Christoph Eymann considère qu’une telle exception ne rend pas
service à la communauté musulmane. Après les débats sur le port du voile ou
l’exemption des cours de natation, la question du serrage de main mêle, à nouveau, les
questions d’intégration et la politique d’éducation. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.04.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le canton de Bâle-Campagne, les autorités ont décidé d’annuler la dispense de
serrer la main à un/-e enseignant/-e dont bénéficiaient deux étudiants de religion
musulmane. Cette décision découle du débat qui a pris sa source au sein de l’école de
Therwil (BL), avant de secouer la Suisse toute entière. Pour être précis, dans le courant
du mois d’avril, plusieurs médias ont révélé que deux frères syriens refusaient de serrer
la main à leurs enseignants pour des motifs religieux. Cette situation a crée une
polémique nationale qui a forcé le Département cantonal de l’éducation a réagir. Ainsi,
l’expertise juridique mandatée par le Canton a rendu sa décision. Elle estime que
l’intérêt public, lié notamment à l’égalité homme-femme mais aussi à l’intégration des
personnes étrangères primait sur la liberté de croyance. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Ende Januar verabschiedete die SP ihre Europa-Plattform, in welcher sie den raschen
Beitritt zur EU forderte. Die Schweiz sei historisch und kulturell ein Teil Europas und
müsse in Europa mitbestimmen können. Sie erwarte vom Bundesrat eine
Wiederaufnahme des Beitrittsgesuchs unmittelbar nach der Volksabstimmung zu den
bilateralen Verträgen. Die Beitrittsverhandlungen sollten bis 2003 abgeschlossen sein. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

An der ersten Delegiertenversammlung des Jahres kritisierte Steinegger den weit
verbreiteten Populismus bei der SVP. Deren Protagonisten würden eine
fundamentalistische „Freund-Feind-Politik“ betreiben und sich als Retter der
Bürgerlichkeit aufschwingen. An der linken politischen Kultur kritisierte Steinegger die
kategorische Ablehnung des Neoliberalismus. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.01.2000
DANIEL BRÄNDLI
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In einem Radio-Interview beschuldigte Georg Kreis, Basler Historiker und Präsident der
Eidgenössischen Kommission gegen Rassismus, die SVP, indirekt den
Rechtsextremismus zu fördern. Diese Kritik an der SVP wurde auch international
geäussert. Bereits zu Jahresbeginn hatte der Europarat einen Bericht seiner
Kommission für politische Angelegenheiten zur Bedrohung der Demokratie durch
extremistische Parteien und Bewegungen genehmigt. Darin wurden der SVP
gemeinsam mit Haider’s Freiheitlicher Partei Österreichs und Le Pen’s Front National in
Frankreich die Begünstigung rassistischer und fremdenfeindlicher Ideen und
Gewaltakte vorgeworfen. Nationalrat Reimann (AG), Mitglied der Europaratsdelegation
der Schweiz, vermutete hinter dieser Angelegenheit einen weiteren Schachzug der SP
gegen seine Partei: Präsidiert hatte die Kommission nämlich der ehemalige SP-
Nationalrat Victor Ruffy. Dagegen lobte SVP-Nationalrätin und
Europaratsdelegationsmitglied Lisbeth Fehr (ZH) die Arbeit ihres Delegationsgefährten
Nationalrat Andreas Gross (sp, ZH), der weitaus schwerwiegendere Passagen des
Berichtes in der Kommission erfolgreich bekämpft hätte. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.01.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im September flackerten die Wirren um rechtsextreme Personen in der SVP erneut
auf. Trotz Rücktrittsaufforderungen war der ehemalige Genfer Parteisekretär Pascale
Junod noch immer aktiv am Parteileben beteiligt. Die Parteileitung beschloss nun, den
Kontakt zur Genfer Sektion zu intensivieren. Im Kanton Uri wurde dem Sekretär einer
Ortssektion der Austritt nahegelegt, weil er sich am Skinhead-Aufmarsch bei der
Nationalfeier auf dem Rütli beteiligt hatte. Der Vorschlag von Bundesrat Ogi, die SVP
nach rechtsextremen Elementen systematisch zu durchkämmen, wurde aber erneut
zurückgewiesen. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.10.2000
DANIEL BRÄNDLI

Im Vorfeld des Weltwirtschaftsforums in Davos und des Weltsozialforums in Porto
Alegre (Brasilien) plädierten die Sozialdemokraten für eine Globalisierung der
Gerechtigkeit. Sie seien nicht gegen die Globalisierung, doch gehe es nicht nur um den
weltweiten Export von Gütern, sondern auch um den Export von Menschenrechten,
demokratischer Teilnahme und wirtschaftlicher Gerechtigkeit. Die SP verurteilte die
Kriegsdrohungen der USA gegenüber dem Irak und begrüsste die Haltung des
Bundesrates, der die USA in Davos an ihre völkerrechtlichen Verpflichtungen erinnern
wollte; nur solle der Bundesrat nicht nur Davos, sondern auch Porto Alegre als
offizielles Forum nutzen. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.01.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Februar forderte die SVP Steuersenkungen, um den Konsum und damit die
Wirtschaft anzukurbeln. Es dürfe nicht sein, dass der Durchschnittsverdiener während
über sechs Monaten nur für den Staat arbeite. Fraktionschef Caspar Baader (BL)
verlangte, das Steuerpaket auf Anfang 2004 in Kraft zu setzen. Sollte die Vorlage zum
Minipaket verkümmern oder verzögert werden, erwäge die SVP eine Volksinitiative
„Steuersenkungen für den Mittelstand“. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.02.2003
MAGDALENA BERNATH

Die 1.-August-Rede von Parteipräsidentin Christiane Langenberger wirbelte etwas
Wahlkampfstaub auf: Langenberger forderte zwar nicht direkt die Aufnahme von EU-
Beitrittsverhandlungen, wies aber darauf hin, dass die Schweiz ihrem europäischen
Schicksal nicht sehr lange entgehen könne und prangerte die wirtschaftlichen Folgen
des Alleingangs, vor allem die Ablehnung des EWR, an. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.08.2003
MAGDALENA BERNATH

Als der Vatikan die christlichen Parteien aufforderte, Bestrebungen zur Legalisierung
von gleichgeschlechtlichen Partnerschaften zu bekämpfen und Bischof Kurt Koch eine
Christentum-Verträglichkeitsprüfung anregte, verwahrte sich die CVP-Spitze gegen
diese Einmischung mit dem Argument, die CVP sei eine überkonfessionelle Partei. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.08.2003
MAGDALENA BERNATH
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Im Sommer gerieten der Solothurner Regierungsrat Roberto Zanetti und die
Baselstädtische Ständerätin Anita Fetz wegen ihrer Mitgliedschaft im Stiftungsrat der
gemeinnützigen Stiftung Pro Facile unter Beschuss, als sich herausstellte, dass ein Teil
der Darlehen, welche der Stiftung gewährt worden waren, in hochriskante Hedge-Fonds
flossen und dass die beiden SP-Politiker Wahlkampfspenden von mehreren
zehntausend Franken von Pro Facile entgegen genommen hatten. Die SP-
Geschäftsleitung und die Vertreter der Kantonalparteien einigten sich darauf, es
letzteren frei zu stellen, wie sie mit Spendengeldern umgehen wollten, für die Wahlen
2007 aber Richtlinien zu erlassen. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2004
MAGDALENA BERNATH

Die SVP-Bundeshausfraktion forderte ihre Mitglieder dazu auf, künftig auf gegenseitige
Verunglimpfungen zu verzichten. Sie reagierte damit auf eine Kolumne des Zürcher
Nationalrats Christoph Mörgeli, in der dieser Bundesrat Schmid Charakterschwäche
vorgeworfen hatte. Um dem Dissens innerhalb der Partei bezüglich
Personenfreizügigkeitsabkommen Rechnung zu tragen (mehr als ein Drittel der Fraktion
befürwortete die Vorlage), beschloss sie, dass ihre Mitglieder an Podien nicht
gegeneinander antreten und keine eigenen Abstimmungskomitees gründen sollten.
Stattdessen sollten sie sich in überparteilichen Komitees engagieren. 28

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Um nach internen Gehässigkeiten im Zusammenhang mit der Volksabstimmung über die
Personenfreizügigkeit die Reihen wieder zu schliessen, verabschiedeten die SVP-
Delegierten an einem Sonderparteitag in Suhr (AG) einstimmig ein Grundsatzpapier mit
zehn europapolitischen Forderungen. Darin verlangten sie den sofortigen Rückzug des
Beitrittsgesuches und lehnten jegliche Kohäsionszahlungen an die EU ab – inklusive der
vom Bundesrat bereits in Aussicht gestellten einmaligen Zahlung an die neuen,
osteuropäischen EU-Mitglieder. Künftige bilaterale Verträge mit der EU wolle die SVP
mit dem Referendum bekämpfen, wenn sie durch diese die Souveränität des Landes
bedroht sähe. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Anfang März trat das gespannter gewordene Verhältnis der CVP zur katholischen
Kirche deutlich in kritischen Stellungnahmen von Kirchenvertretern zutage. In
wichtigen politischen Fragen hatte die CVP zuletzt Positionen vertreten, die denjenigen
der Kirche zuwider liefen, so beim Partnerschaftsgesetz, der Stammzellenforschung,
der Liberalisierung der Ladenöffnungszeiten und den Asyl- und Ausländergesetzen. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.03.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im April stellte die SVP ein „Schwarzbuch“ vor, in dem sie unter dem Motto „Wenn Rot-
Grün gewinnt, geht die Schweiz kaputt“ die Verfehlungen der linken Parteien aus ihrer
Sicht aufzählte. Diese trügen die Verantwortung für Masseneinwanderung,
Staatsverschuldung und Probleme im Sozialwesen. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.04.2007
SABINE HOHL

Im August hielt die SP einen „Städtegipfel“ in Basel ab, an dem sie eine bessere
Vertretung der Städte im Ständerat forderte. Konkret verlangte sie zwei Ständeratssitze
pro Stadt mit mehr als 100'000 Einwohnern und einen pro Stadt mit mehr als 50'000
Einwohnern. Dies würde zu einer Erweiterung des Ständerates um 15 Sitze führen. Die
SP begründete diesen Vorschlag mit der Veränderung der demografischen Verhältnisse.
Heute lebten wesentlich mehr Bürgerinnen und Bürger in grossen Städten als zur Zeit
der Gründung des Bundesstaats und die urbanen Regionen verdienten deshalb ein
grösseres politisches Gewicht. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.08.2007
SABINE HOHL

Am 6. Oktober führte die SVP eine grosse Veranstaltung in Bern durch. Ein Umzug mit
Christoph Blocher an der Spitze hätte vom Bärengraben zum Bundesplatz führen
sollen, wurde aber von militanten Linksautonomen, die an einer unbewilligten
Gegendemonstration teilgenommen hatten, verhindert. Zudem wurde die
Festinfrastruktur der SVP auf dem Bundesplatz bei Ausschreitungen zerstört. Die SVP
bezeichnete es als „Schande“, dass die grösste Partei der Schweiz nicht unbehelligt
einen Umzug zum Bundesplatz durchführen könne. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.10.2007
SABINE HOHL
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Im Oktober äusserte die SP Kritik am staatlichen Rettungspaket für die von der
Finanzkrise stark betroffene Grossbank UBS. Levrat forderte die Gründung einer
Auffanggesellschaft durch Bund und Kantone, welche die Bank mit Kapital versorgen
und dafür umgekehrt UBS-Aktien erhalten solle. Das Darlehen der Nationalbank an die
UBS im Umfang von 60 Mia Fr. sei zudem zu hoch. Die SP forderte weiter strengere
Eigenkapitalvorschriften für Banken und ein Verbot risikotreibender Boni. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.10.2008
SABINE HOHL

Aufsehen erregte im Februar ein vom SVP-Strategen Christoph Blocher vorgelegtes
Konzept zur Neustrukturierung der Banken. Blocher schlug vor, dass die Banken ihre
Aktivitäten im In- und Ausland in voneinander unabhängigen Tochtergesellschaften
wahrnehmen sollen, die einander im Krisenfall nicht beistehen müssten. Zudem vertrat
er die Ansicht, dass bei staatlich unterstützten Banken ein Salärsystem wie bei den
bundesnahen Betrieben SBB und Post eingeführt werden und ein Bundesvertreter im
Verwaltungsrat Einsitz nehmen sollte. Blocher begründete seine Vorschläge damit, dass
der Staat in Not geratene Banken faktisch habe retten müssen, weshalb es auch
gerechtfertigt sei, dass der Staat ein Mitspracherecht erhalte. Diese Ansicht stiess
innerhalb der SVP auf Widerstand, etwa bei Nationalrat Hans Kaufmann (ZH). Die SVP
hielt daraufhin eine „kontradiktorische Medienkonferenz“ ab, an der beide Seiten ihre
Standpunkte darlegen konnten. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.02.2009
SABINE HOHL

Im Juni kündigte die CVP an, auf eine bereits zugesagte Parteispende der Grossbank
UBS zu verzichten. Parteipräsident Christophe Darbellay hatte die Spende zunächst
annehmen wollen, musste jedoch nach öffentlicher Kritik zurückkrebsen. Die CVP will
nun so lange keine Parteispenden von der UBS annehmen, wie diese staatliche
Unterstützung erhält. 36

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.06.2009
SABINE HOHL

Dass die Partei die Geduld mit den Banken verliert, zeigte sich auch wenige Tage nach
der Weissgeld-Diskussion. Der Parteivorstand empfahl den Aktionären der Grossbank
Crédit Suisse, den Vergütungsbericht an der Generalversammlung abzulehnen. Damit
sollte ein Zeichen gegen die hohen Boni gesetzt werden. 37

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2010
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung vom Mai in Näfels wiederholte die SVP ihr Vorbehalte
gegen Schengen. Sie forderte ein Moratorium für weitere Anpassungen an den
Schengen-Rechtsstand. Es soll sogar eine Kündigung des Abkommens geprüft werden.
Ebenfalls kritisiert wurde der lasche Umgang der Behörden mit Sans-Papiers. 38

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.05.2010
MARC BÜHLMANN

Eine Debatte innerhalb der Bundeshausfraktion löste das Verwaltungsratsmandat von
Ex-Bundesrat Moritz Leuenberger der Baufirma Implenia aus. Als Verkehrsminister
hatte Leuenberger die NEAT zu betreuen, an deren Erstellung die Implenia
massgeblichen Anteil hatte. Während dem Ex-Magistraten auf der einen Seite
mangelndes Fingerspitzengefühl, mangelnde Sensibilität und sogar Unanständigkeit
vorgeworfen wurde, wollte sich die andere Seite nicht in die persönlichen
Angelegenheiten des Ex-Ministers einmischen. Die Fraktion beschloss schliesslich
Leuenberger zu rügen und ihn zu einem Verzicht aufzufordern. 39

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.12.2010
MARC BÜHLMANN

Beim Start in die Frühlingssession Anfang März wollte sich die SP als Partei der
Mieterinnen und Mieter profilieren. Sie forderte, dass dem Trend steigender Mieten
und der dadurch drohenden „Sozial-Apartheid“ Einhalt geboten werden müsse.
Aufgrund von Immobilienspekulation und der Einwanderung gut ausgebildeter
Arbeitskräfte in die Schweiz seien die Mieten in Städten und Agglomerationen in den
letzten zehn Jahren um fast 60% angestiegen. Mit der Schaffung spezieller Wohnzonen
für Familien in Städten, der Nutzung von Industriebrachen für gemeinnützigen
Wohnungsbau und einer Verstärkung des Mieterschutzes wollen die Sozialdemokraten
erschwinglichen Wohnraum für alle erwirken. Darüber hinaus soll eine
Grundstückgewinnsteuer eingeführt werden, um Spekulationsgewinne abzuschöpfen. 40

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2011
MARC BÜHLMANN
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Zum 100-jährigen Jubiläum des Internationalen Tags der Frau am 8. März verteilten die
FDP-Frauen an 400 Unternehmen und an Bundesrat Schneider-Ammann rote
Teppichreste, an welche die Forderung geheftet war, den Zugang für Frauen in die
Teppichetagen zu fördern. Eigentlich sei man als Liberale gegen Quoten, bei lediglich
3% Frauenanteil in den Geschäftsführungen der wichtigsten Schweizer Unternehmen
müsse man sich aber Massnahmen zur raschen und effizienten Frauenförderung
überlegen. 41

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

In der Verkehrspolitik nahm die SVP eine strassenfreundliche Haltung ein. An der
Delegiertenversammlung in Lugano warnte Ulrich Giezendanner (AG) vor einem
drohenden Verkehrsinfarkt, weil es die bisherige Politik verpasst habe, ins Schweizer
Strassennetz zu investieren. Die Bahn könne den Gütertransport nicht alleine
bewältigen. 42

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.03.2011
MARC BÜHLMANN

In der Energiepolitik blieb die SVP lange Zeit still. So war etwa die AKW-Frage an der
Delegiertenversammlung Ende März in Lugano kein Thema. Die erfolgreichen kantonalen
Wahlen in Zürich nahm Parteipräsident Brunner zum Anlass, einen Fukushima-Effekt in
Abrede zu stellen, zumindest was die SVP anbelange, die sich für innenpolitisch
wichtigere Themen engagiere. Kurz darauf versuchte die Volkspartei, die Atomfrage mit
ihrem Kernthema Migrationspolitik zu verknüpfen: Wenn die Einwanderung weiterhin
ungebremst weitergehe, so komme man um den Bau weiterer AKWs nicht herum.
Verschiedene Parteiexponenten warnten vor einem unüberlegten Ausstieg und der
Unmöglichkeit eines Verzichts auf Atomstrom. 43

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.04.2011
MARC BÜHLMANN

Indem er für seinen „modernen Rütli-Rapport“ zur Beschwörung der schweizerischen
Unabhängigkeit keine Bewilligung eingeholt hatte, widersetzte sich der Zentralvorstand
der SVP der Benutzerordnung des Rütli. Diese von der zuständigen Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) aufgestellte, rechtlich aber nicht bindende
Regelung sieht vor, dass eine Veranstaltung mit mehr als 50 Personen auf der Rütli-
Wiese bewilligt werden muss. Dabei wird Parteien grundsätzlich keine Bewilligung
erteilt, was ein paar Wochen zuvor bereits die CVP erfahren hatte. SVP-Bundesrat
Maurer, der eine Rede über General Guisan vorbereitet hatte, präzisierte, dass er seine
Meinung überall ausdrücken wolle, ohne vorher um Erlaubnis zu fragen. Er widersetzte
sich der Weisung und hielt den Kaderrapport wie geplant ab. Die SGG reagierte mit
grossem Befremden und verlangte eine offizielle Entschuldigung. Die Regierungspartei
würde ein verfehltes Beispiel abgeben und die Hemmschwelle für andere politische
Gruppen senken, so etwa Rechtsradikale, das Rütli ungebührlich zu instrumentalisieren.
Die SVP verweigerte eine Entschuldigung und forderte ihrerseits eine Öffnung des Rütli
für Parteien. 44

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.06.2011
MARC BÜHLMANN

In Anbetracht der zunehmenden Christenverfolgung in Ländern des arabischen Raums
schlug die CVP vor, Entwicklungshilfe zukünftig von der Beachtung von
Menschenrechten und Religionsfreiheit abhängig zu machen. Länder, in denen
Christen verfolgt würden, wie beispielsweise Ägypten, Pakistan oder Afghanistan sollten
keine Entwicklungsgelder mehr erhalten. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.07.2011
MARC BÜHLMANN

Mit der Forderung eines Revitalisierungsprogramms, das eine Rationalisierung der
Bundesbetriebe, die Senkung der Strompreise und die Reduktion von Steuern
verlangte, nahm die SVP Stellung in der Diskussion um den starken Franken. Zudem
solle der Mehrwertsteuersatz für die Tourismusbranche von 3,8% auf 1% gesenkt
werden. 46

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.08.2011
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Anders als vor vier Jahren war die Medienresonanz auf die Wahlkampagne der SVP
insgesamt gering. Hatten die Schäfchenplakate bei den Wahlen 2007 noch zu einem
riesigen, der Partei zu Gratiswerbung verhelfendem Medienecho geführt, wurden die
Plakate zur Masseneinwanderungsinitiative medial kaum debattiert. Einzige Ausnahme
stellte das so genannte „Schlitzerplakat“ dar, auf dem die Messerattacke eines
Kosovaren auf einen Schweizer als „Folge der unkontrollierten Masseneinwanderung“
dargestellt wurde. Der gewählte Plakattitel „Kosovaren schlitzen Schweizer auf“ musste
auf Druck einiger Medien – zahlreiche weigerten sich, das Inserat überhaupt abzubilden
– in „Kosovare schlitzt Schweizer auf“ geändert werden. Auch die Schweizer
Bischofskonferenz protestierte gegen das Inserat und sprach in einem Communiqué
von „gotteslästerlicher Menschenverachtung“. 47

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2011
MARC BÜHLMANN

Die CVP thematisierte im Weiteren den Hooliganismus im Sport. In einem
Positionspapier forderte sie ein härteres Vorgehen gegen randalierende Sportfans und
eine verbindlichere Haltung der Swiss Football League: Bei Ausschreitungen oder dem
Abbrennen von Pyros sollten Spiele konsequent abgebrochen oder erst gar nicht
angepfiffen werden. Die Sportvereine müssten mehr Verantwortung übernehmen und
Ziel müsse ein nationales Gesetz zum Hooliganismus sein. 48

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.08.2011
MARC BÜHLMANN

Uneinig war man sich in der CVP bei der Militär- und Sicherheitspolitik. CVP-Stände-
und Nationalräte beurteilten Fragen wie die Höhe der Verteidigungsausgaben, die
Grösse der Armee und den Zeitpunkt für die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge
äusserst unterschiedlich. Parteipräsident Darbellay ärgerte sich öffentlich über die
„Armeefreunde“ in der kleinen Kammer, die für eine Aufstockung des Budgets und eine
rasche Beschaffung der Flugzeuge votierten, nachdem sich die Partei in ihrer
Wahlplattform für eine schlanke Armee ausgesprochen hatte. Schliesslich sorgten im
Herbst dann aber auch rund drei Viertel der CVP-Nationalräte dafür, dass dem höheren
Armeebudget zugestimmt wurde. 49

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Eine aktivere Industriepolitik forderten die Genossen an ihrer Delegiertenversammlung
Anfang April in La Chaux-de-Fonds. Die Nationalbank wurde aufgefordert, die
Frankenuntergrenze auf 1.40 CHF anzuheben. Andernfalls solle die Vollbeschäftigung als
Ziel der Währungspolitik im Gesetz verankert werden. 50

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.04.2012
MARC BÜHLMANN

Ende Juli bekräftigte die SP ihre Opposition gegen den Bau einer zweiten
Gotthardröhre. Dieser würde in eine verkehrspolitische Sackgasse führen und sei eine
Sabotage an der Verlagerungspolitik. Um den Gotthardtunnel sanieren zu können,
müssten vielmehr Autoverladestationen und eine rollende Landstrasse eingerichtet
werden. 51

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.07.2012
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung in Basel Ende August äusserte sich die Parteispitze zur
Sicherheitspolitik. Angeprangert wurden die Kriminalität von Asylbewerbern und der
lasche Umgang der Polizei und der Justiz damit. Statt auf Sicherheit zu setzen, würde
die Staatstätigkeit ausgedehnt. Zudem dauerten Asylverfahren viel zu lange. Auf den
arabischen Frühling müsse in der Schweiz ein Winter der Sicherheit folgen. 52

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.08.2012
MARC BÜHLMANN

Eine Frauenquote per Gesetz forderten die FDP-Frauen anlässlich eines Treffens
Anfang September. Zwar sei man nach wie vor gegen Etatismus, der Staat müsse aber
eingreifen, wenn die Chancengleichheit faktisch nicht existiere, erklärte die Präsidentin
der FDP-Frauen Carmen Walker-Späh (ZH). In zwei Schritten soll der Frauenanteil in
den Kaderstellen angehoben werden: Vorangehen sollen erstens die öffentlichen
Verwaltungen und die bundesnahen Betriebe. Zweitens sollen börsenkotierte
Unternehmen, falls freiwillige Massnahmen nicht fruchten, verpflichtet werden können,
eine zeitlich befristete Quote einzuführen. 53

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2012
MARC BÜHLMANN
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Auch im Berichtsjahr hatte die SVP Probleme mit rechtsextremistischen Äusserungen
von Personen im Dunstkreis der Volkspartei. So waren etwa Ende Februar auf der
Homepage der Kommunalsektion Widen (AG) in Text verpackte, aber durch
Hervorhebung erkennbare rassistische Slogans aufgeschaltet worden. Ein SVP-
Grossratskandidat in Solothurn sowie ein Mitglied einer Zürcher Lokalsektion machten
Anfang Juni mit xenophoben Aussagen auf sich aufmerksam. Die WoZ fand Ende Juni
einen Zusammenhang zwischen dem Thurgauer Grossrat Hermann Lei und der
Internetseite www.adolf-hitler.ch. Mitte September musste der Präsident der SVP-
Ortssektion Schwyz aufgrund eines rassistischen Facebook-Eintrages sein Amt
niederlegen und aus der Partei austreten. Ende Berichtjahr entgleiste ein
Vorstandsmitglied der SVP Steffisburg (BE) mit einem wüsten Facebook-Kommentar
gegen die Befürworter des Plastiksack-Verbots (vgl. dazu oben, Teil I, 6d; Abfälle). Auch
gegen den Zürcher Kantonalpräsident Alfred Heer, der sich in einer Fernsehsendung
abschätzig über nordafrikanische Asylbewerber geäussert hatte, wurde eine
Strafanzeige eingereicht. Kritiker warfen der Partei mangelnde Sensibilität, naive
Geschichtsblindheit und eine zu wenig harte Linie gegen rechtsextreme
Parteimitglieder vor. Generalsekretär Martin Baltisser rief mit einem offenen Brief via
Homepage die Ortssektionen zu mehr Verantwortung auf. Rassistische und
fremdenfeindliche Aussagen würden in der SVP nicht toleriert. Fehlbare Personen
würden aus der SVP ausgeschlossen. In der Presse wurde argumentiert, dass die SVP die
Geister, die sie mit der Integration der Parteien am rechten Rand gerufen habe, nun
nicht mehr loswerde. Das rechtsextreme Gedankengut sei nicht einfach verschwunden.
Die Radikalisierung am rechten Rand sei aber auch auf die Politik der SVP
zurückzuführen. 54

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.09.2012
MARC BÜHLMANN

Eine markante Verschärfung der Gesetze forderte die FDP in der Sicherheitspolitik.
Bisher Domäne der SVP, wollte die FDP auch in diesem Politikfeld Präsenz markieren.
Mit Schnellverfahren gegen Kleinkriminelle, einer Aufstockung der Polizeicorps,
härteren Urteilen gegen Drogenkriminelle und einer Erhöhung der Gefängnisstrafen
wollen die Freisinnigen die steigende Kriminalität in den Griff bekommen. In einer
Medienpräsentation zeichneten die beiden in ihren Kantonen für die Sicherheit
zuständigen Regierungsräte Jacqueline de Quattro (VD) und Pierre Maudet (GE) sowie
Nationalrat und Stadtpräsident von Solothurn Kurt Fluri ein düsteres Bild von der
Sicherheitslage in der Schweiz. Problem seien insbesondere die laschen nationalen
Gesetze. Nur mit Repression und einer härteren Gangart durch die Justiz könne die
Sicherheit im Land verbessert werden. 55

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die SP-Frauen beschlossen aufgrund einer Online-Befragung, in Zukunft auch Männer
in die Frauenorganisation aufzunehmen. Männer, die sich für Gleichstellungsthemen
engagierten, würden nicht nur willkommene Inputs liefern, sondern sollen in Zukunft
auch mitentscheiden können. Zudem diskutierten die Frauen öffentlich über mögliche
Volksinitiativen, mit denen die Geschlechtergleichheit verbessert werden soll – etwa
mit Hilfe einer nationalen Behörde, welche die Lohngleichheit überwacht, mit Hilfe von
zusätzlichen Krippenplätzen oder mit verbindlichen Frauenquoten. 56

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.04.2013
MARC BÜHLMANN

Im Falle der unbedarften Aussage der Aargauer Grossrätin und CVP-
Kommunikationsleiterin Marianne Binder bei einer Diskussionssendung in einem
regionalen Fernsehen zeigte sich der Parteivorstand der SVP kulant. Binder hatte die
Politik der Volkspartei mit derjenigen von Pol Pot, dem kambodschanischen Diktator,
verglichen. Obwohl empörte SVP-Mitglieder rechtliche Schritte gefordert hatten,
forderte die Parteileitung Binder lediglich dazu auf, für ihre „antidemokratische
Äusserung“ in Form einer Spende Abbitte zu leisten. Man wolle den politischen Gegner
mit Diskussionen schlagen und nicht vor dem Staatsanwalt, so die SVP. Binder kam der
Bitte nach und spendete für die Kinderspitäler von Beat Richner in Kambodscha. 57

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.05.2013
MARC BÜHLMANN
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Bei der Lancierung der Ausschaffungsinitiative 2011 hatte ein provokatives Inserat der
SVP-Kampagne die Gemüter erregt. Einige Zeitungen weigerten sich sogar, die Annonce
mit der Unterschrift „Kosovaren schlitzen Schweizer auf!“ abzudrucken. Zwei Kosovaren
aus dem Kanton Zürich erstatteten in der Folge Strafanzeige wegen Verstosses gegen
die Antirassismus-Strafnorm. Die Staatsanwaltschaften der Kantone Zürich und Bern
hatten sich in der Folge über ein Jahr lang über die Zuständigkeit und den
Gerichtsstand gestritten. Das Bundesstrafgericht wies den Fall Bern zu, wo die
Strafuntersuchung allerdings eingestellt wurde. Dagegen führte die Anklage allerdings
erfolgreich Beschwerde. Das Obergericht des Kantons Bern wies die Staatsanwaltschaft
darauf hin, dass der Fall zwingend einem unabhängigen Strafgericht überlassen werden
müsse. Angezeigt wurde schliesslich Toni Brunner, der als Parteipräsident und
Wahlkampfleiter die Verantwortung übernahm. Allerdings wurde die Immunität
Brunners von den zuständigen Parlamentskommissionen geschützt. 58

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.08.2013
MARC BÜHLMANN

Auch Natalie Rickli trug dazu bei, dass in den Medien mehr von Exponenten der Partei
als von deren Inhalt berichtet wurde. Die junge Zürcherin, die bei den nationalen
Herbstwahlen die meisten Stimmen aller Kandidierenden erhalten hatte, musste mit
ihrer Gesundheit bezahlen, dass sie parteiintern zahlreiche Aufgaben übernommen
hatte und auch in den neuen Medien – Facebook und Twitter – omnipräsent war.
Aufgrund eines Burn-outs legte sie ab Mitte September eine mehrwöchige Pause ein
und zog sich aus der Öffentlichkeit zurück. In der Folge wurde in den Medien über die
zunehmende Belastung im politischen Milizsystem debattiert. 59

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.09.2013
MARC BÜHLMANN

Mit ihrer Forderung nach staatlicher Förderung für Kinderkrippen, einer regulierenden
Frauenquote oder ihrem Ja zum Familienartikel und zum revidierten
Raumplanungsgesetz hatten die FDP-Frauen in der Partei für einigen Unmut gesorgt.
Die Frauen selber prangerten in den Medien einen parteiinternen Rechtsrutsch an.
Nach einer Aussprache zwischen der Mutterpartei und der Frauensektion wurde ein
Verhaltenskodex vereinbart, mit dem die Koordination zwischen Mutterpartei,
Jungfreisinnigen und FDP-Frauen verbessert werden soll. In einer Zukunftstagung im
September debattierten die Frauen über Zukunft, Positionierung, Strukturen und
politisches Programm der bereits 64-jährigen Frauensektion. 60

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.2013
MARC BÜHLMANN

"L’Expérience Blocher", ein Dokumentarfilm des Westschweizer Filmemachers Jean-
Stéphane Bron („Mais im Bundeshuus“) über den SVP-Übervater, löste schon vor der
Uraufführung am Filmfestival in Locarno Mitte August Unmut aus. Es gehe nicht an, dass
der Staat einen Film über einen derart umstrittenen Politiker finanziere, äusserten sich
Exponenten der SP. Tatsächlich hatte die eidgenössische Filmförderung die Hälfte des
Filmbudgets übernommen. Der Film zeigt die wenig spektakuläre Aufzeichnung
verschiedener Wahlkampfauftritte vor den nationalen Wahlen 2011. Bron begleitete
Blocher in stundenlangen Autofahrten zwischen diesen Auftritten und – so die NZZ-
Filmkritik – verleihe dem Politiker Blocher, wohltuend entkrampfend, ein menschliches,
sympathisches Gesicht. Der Mitte Oktober in den Kinos anlaufende Film vermochte die
Zuschauer allerdings nicht zu überzeugen. Die Besucherzahlen blieben unter den
Erwartungen. 61

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.11.2013
MARC BÜHLMANN

Gewohnt dezidiert richtete sich die SVP in ihrer Europapolitik gegen alle
Annäherungsversuche an die EU. Der Bundesrat sei mit seinen Vorschlägen zu
institutionellen Fragen bereits im Jahr 2012 viel zu weit gegangen. Die Schweiz sei
jedoch auf keine neuen Abkommen mit der EU angewiesen. Harsch fiel die Reaktion der
Volkspartei denn auch aus, als die EU-Kommission Anfang 2013 vorschlug, über eine
Weiterführung der Kohäsionszahlungen zu diskutieren. Als der Bundesrat Ende August
ein Mandat zu Verhandlungen mit der EU über institutionelle Reformen vorstellte,
sprach Parteipräsident Brunner an der Delegiertenversammlung in Genf von
„Landesverrat“ und „nötigem Widerstand“. Das Mandat sei nicht nur eine Selbstaufgabe,
mit der fremde Richter akzeptiert würden, sondern es käme einem schleichenden EU-
Beitritt gleich. Der Widerstand müsse wie schon vor 20 Jahren gegen den EWR stark
sein und die Kräfte gebündelt werden. Ruhiger wurde es im Berichtjahr um die im
Vorjahr von Christoph Blocher angekündigte Anti-EU-Gruppe. Mitte Januar wurde in
der Presse vermeldet, dass das Vorhaben gescheitert sei, weil von den anderen Parteien
zu wenig Sukkurs komme. Man wolle sich deshalb eher auf eine reine SVP-Denkfabrik
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konzentrieren. Ende November wurde dann allerdings bekannt, dass die SVP, vor allem
auf Antrieb von Christoph Blocher, mit dem Aufbau von Strukturen für eine
Kampfgruppe gegen eine allfällige Abstimmung zu neuen Abkommen zwischen der
Schweiz und der EU schon weit fortgeschritten war. Ein entsprechender Verein „Nein
zum schleichenden EU-Beitritt“ war am 23. Oktober von Christoph Blocher, Ulrich
Schlüer und Thomas Aeschi gegründet worden. Blocher nahm Einsitz im Präsidium.
Bereits seien 40 zivilgesellschaftliche Organisationen beigetreten, darunter auch die
Auns, die im Kampf gegen den EWR-Beitritt in den 1990er Jahren gegründet worden
war. 62

Als Reaktion auf das Ja zur Masseneinwanderungsinitiative forderte Parteipräsident
Christian Levrat in einem ganzseitigen offenen Brief im "Blick" eine Umsetzung des
Begehrens, die möglichst nahe am Volkswillen sei. Die Initiative sei auf dem Land
angenommen, in der Stadt aber verworfen worden. Deshalb seien die Massnahmen für
die Umsetzung vor allem auf die ländlichen Regionen zu konzentrieren. Levrat forderte
neben einer Verschärfung des Raumplanungsgesetzes und der wortgetreuen Umsetzung
der Zweitwohnungsinitiative auch eine Beschränkung der Zahl ausländischer
Arbeitskräfte für die Landwirtschaft, mehr Kontrollen gegen Schwarzarbeit in ländlichen
Gebieten oder die Erhöhung von Hypozinsen in peripheren Regionen. Wenn
Kontingentsysteme eingeführt würden, so müssten diese nach Branchen und Kantonen
festgelegt werden, wobei die Städte die grössten Kontingente an ausländischen
Facharbeitern erhalten müssten. Mit diesen Forderungen wollte Levrat provozieren und
die SVP-Versprechungen "entlarven". Er weckte dabei zahlreiche empörte
Gegenreaktionen der Initianten. Ende Juni veröffentlichten die Sozialdemokraten dann
ihre ernster gemeinten Vorschläge für eine Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative. Sie wandten sich gegen die Idee von Kontingenten und
wollten der Abhängigkeit von ausländischen Fachkräften durch innenpolitische
Reformen Herr werden. Frauen und ältere Arbeitnehmende müssten im Markt behalten
werden. Zudem soll ein von Arbeitgebern gespeister Fonds geschaffen werden, mit dem
die Kosten für die Integration gedeckt werden sollen. Firmen, die ausländische
Fachkräfte engagieren, müssten in diesen Fonds einzahlen. Zudem sollen
Steuerprivilegien für Ausländer – etwa die Pauschalbesteuerung – abgeschafft werden.
Parteiintern stiessen die Forderungen allerdings auch auf Skepsis. Es sei nicht an der
SP, für eine fremdenfeindliche SVP-Initiative völkerrechtlich verträgliche
Umsetzungskonzepte zu finden – gab etwa Cedric Wermuth (sp, AG) zu Protokoll. Das
Papier wurde an der Delegiertenversammlung Ende Oktober in Liestal ausführlich und
emotional diskutiert. Letztlich wurde es gutgeheissen, aber auf Antrag der St. Galler und
der Waadtländer Kantonalsektion wurde die Idee des Integrationsfonds gestrichen. 63
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Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
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einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 64

Nach langer Krankheit verstarb die ehemalige Präsidentin der FDP Christiane
Langenberger (fdp, VD) Mitte August 2015 im Alter von 74 Jahren. Die Waadtländerin,
die von 1995 bis 1999 im Nationalrat und anschliessend bis 2007 im Ständerat sass, war
nicht nur die erste FDP-Ständerätin, sondern auch die erste Frau an der Spitze des
Freisinns. Sie übernahm das Präsidium 2003 nach dem Rücktritt von Gerold Bührer
(fdp, SH) als Vizepräsidentin zuerst ad interim und wurde in der Folge von einer
innerlich zerstrittenen Partei in ihrem Amt bestätigt. Als Frau und als «Welsche» habe
sie innerhalb der Partei einen schweren Stand gehabt, resümierte der Tages-Anzeiger in
seinem Nachruf. Die schlechten Resultate bei den nationalen Wahlen 2003 hätten ihre
Position derart geschwächt, dass sie 2004 zurücktreten musste. Langenberger war 1998
Bundesratskandidatin und musste sich erst im fünften Wahlgang dem späteren
Bundesrat Pascal Couchepin beugen. Die «Vorkämpferin für die Frau», wie sie die
Aargauer Zeitung betitelte, habe ihre Bundesratskandidatur als «Frauenkandidatur»
verstanden und sei mit ihrem «moderaten Feminismus», mit dem sie Vereinbarkeit von
Beruf und Familie forderte, ein Vorbild gewesen. 65
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Als «Müller-Effekt» bezeichnete die Basler Zeitung den Umstand, dass die FDP bei
kantonalen Wahlen im Jahr 2015 zulegte. Ihr Präsident, Philipp Müller schaffe es mit
seiner nicht abgehobenen Art näher bei den Leuten zu sein und sie davon zu
überzeugen, dass der Freisinn nicht einfach eine abgehobene Wirtschaftspartei sei.
Dies bedeutete freilich viel ermüdende Arbeit an der Basis, was in zahlreichen Medien
als ursächlich für den Unfall betrachtet wurde, in den der FDP-Präsident Mitte
September 2015 verwickelt war und der in der Folge einige Druckerschwärze
verursachte. Müller geriet auf die Gegenfahrbahn und kollidierte mit einer
Motorradfahrerin, die schwer verletzt wurde. Müller, der unverletzt blieb, hatte keinen
Alkohol im Blut und auch die Handydaten wiesen darauf hin, dass er sein Mobiltelefon
während der Fahrt nicht benutzt hatte. Zudem lagen laut Medien keine Anhaltspunkte
auf übersetzte Geschwindigkeit vor. Müller beteuerte, sich nicht an den Unfallhergang
erinnern zu können.
Mediales Aufsehen erregte der Unfall, zu dem eine Strafuntersuchung eröffnet wurde,
auch deshalb, weil er wenige Wochen vor den eidgenössischen Wahlen passierte, bei
denen Müller im Kanton Aargau für den Ständerat kandidierte. Zahlreiche Medien
urteilten, der Unfall würde die Wahlchancen Müllers kompromittieren. Politberater
empfahlen gar, dass er sich von Wahlveranstaltungen möglichst fern halten solle.
Andere empfahlen Müller, er solle die Wahrheit sagen. In 99 Prozent der Fälle wisse ein
Unfallverursacher nämlich, weshalb er auf die Gegenfahrbahn geraten sei, wie ein
Rechtsanwalt sich im Sonntagsblick äusserte. Rasch meldeten sich freilich Stimmen,
dass der Unfall nicht instrumentalisiert werden dürfe. Müller selber entschied sich «aus
Respekt gegenüber der jungen Frau und ihren Angehörigen» seinen Wahlkampf bis auf
weiteres auszusetzen. Er wünsche sich nichts mehr, als dass die Frau baldmöglichst
genese. Zwar zeigten seine politischen Kontrahenten Verständnis, die Medien aber
liessen den Fall nicht ruhen. Ihre Recherchen ergaben, dass Müller sein Fahrzeug erst
200 Meter nach dem Unfallort angehalten, keine erste Hilfe geleistet und gleichentags
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noch ein Interview gegeben habe, bei dem er den Unfall nicht erwähnt habe. Müller
verteidigte sich damit, dass er nicht gleich verstanden hätte, was passiert sei, unter
Schock gestanden, aber gesehen habe, dass sofort Helferinnen an der Unfallstelle
gewesen seien. Der Blick sprach von einem «Kommunikations-Crash» und fragte sich,
was Müller wohl «zu verbergen» habe. Auch die Weltwoche warf Müller vor, sich in
Widersprüche zu verheddern. Es sei einfach, sich mit der Begründung «Schock» nach
dem Unfall aus der Verantwortung zu stehlen. Rückendeckung erhielt Müller von seiner
Partei, die keinen Anlass sah, einen Interims-Präsidenten einzusetzen. 
Politischen Schaden schien Philipp Müller aus der ganzen Affäre keinen davongezogen
zu haben, wurde er doch im zweiten Wahlgang für den Kanton Aargau in den Ständerat
gewählt. Rund ein Jahr nach dem Unfall stand fest, dass Müller wohl wie von ihm
vermutet einen Sekundenschlaf erlitten hatte. Die autointerne Kamera zeigte freilich
auch, dass sich das System bereits vorher mehrmals gemeldet und eine Übermüdung
signalisiert hatte. Müller hätte also nicht fahren dürfen. Er wurde entsprechend wegen
fahrlässiger schwerer Körperverletzung zu einer Geldstrafe verurteilt. 66

Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende» vor, wie hoch die Subventionen für
die fünf grössten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendförderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fördern, erfüllen sie die Bedingungen für staatliche
finanzielle Unterstützung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grünen CHF
23'671. Die Unterschiede erklären sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfüllung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Präsidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),
in der Zeitung als vom Staat geförderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, würden die Subventionen aber deshalb
beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten würde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er sämtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Präsidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Präsidenten der Jungen Grünen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien könnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht möglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» für die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 67
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Einen Tag vor ihrem 88. Geburtstag, am 6. September 2016 verstarb Lilian Uchtenhagen
– eine der ersten Nationalrätinnen und eine wichtige Modernisiererin der SP.
Zusammen mit dem damaligen Präsidenten Helmut Hubacher arbeitete sie mit am
Umbau der SP von einer klassischen Arbeiterpartei in eine Mittelstandspartei. Im
Gedächtnis bleiben wird der Name Uchtenhagen aber insbesondere wegen den
Bundesratswahlen vom 7. Dezember 1983. Die Zürcher Nationalrätin war von ihrer
Partei als erste Bundesrätin nominiert worden. Die Bürgerlichen machten diesem Plan
allerdings einen Strich durch die Rechnung und wählten in einem eigentlichen Coup mit
Otto Stich einen genehmen Gegenkandidaten. 68
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